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Schwarzen Null festzuhalten. Erste Stimmen aus dem 
Bundesfinanzministerium lassen erahnen, wie dieser 
Widerspruch gelöst werden könnte: durch Abstriche 
bei den Ausgaben für Bildung, Soziales und Gesund-
heit. Das wäre fatal, denn es würde den sozialen Frie-
den weiter beschädigen und dringend nötige Aufgaben 
der Daseinsvorsorge erschweren.

Zu Redaktionsschluss dieser Ausgabe füllen sich die 
Kliniken erneut aufgrund von Corona-Erkrankungen. 
Die Beschäftigten sind erschöpft, viele haben sich selbst 
mit dem Coronavirus infiziert und fallen aus, ihre 
Kolleg*innen springen ein. Trotz der Erfahrungen der 
vergangenen Monate packen die politisch Verantwort-
lichen die drängenden Probleme immer noch nicht an – 
allen voran den eklatanten Personalmangel. Deshalb 
sehen sich Kolleg*innen in den Universitätskliniken Nor-
drhein-Westfalens dazu gezwungen, Entlastung per Ta-
rifvertrag zu erkämpfen – wenn es nicht anders geht, 
auch mit Streik. Ähnlich geht es den rund 330.000 Be-
schäftigten im kommunalen Sozial- und Erziehungs-
dienst, die gemeinsam für Aufwertung und Entlastung 
ihrer Berufe streiten. Kurz vor Redaktionsschluss hatten 
die Arbeitgeber in der zweiten Verhandlungsrunde statt 
echter Entlastung Massageangebote in den Pausen vor-
geschlagen. Ernsthaft? Wo bleiben die 100 Milliarden 
Euro Sondervermögen für unser Gesundheits-, Bil-
dungs- und Sozialsystem? 

Von alleine verbessert sich nichts. Stattdessen wird 
der Druck auf die Finanzierung notwendiger Leistungen 
der Daseinsvorsorge – und somit auf Löhne und Ar-
beitsbedingungen – absehbar weiter steigen. Als Be-
schäftigte im Gesundheits-, Bildungs- und Sozialbereich 
stehen wir dagegen solidarisch zusammen. So, wie es 
die Kolleg*innen der Coburg Inklusiv vormachen, die 
Kinder mit Behinderung unterstützen und versorgen. 
Der Arbeitgeber verweigert ihnen einen Tarifvertrag, 
will aber gleichzeitig Sanierungsbeiträge der Beschäf-
tigten. Mehr als 100 Kolleginnen und Kollegen haben 
deshalb Gesicht gezeigt – für Transparenz, sichere Ar-
beitsplätze und einen Tarifvertrag. 

Lasst uns unsere demokratischen Rechte auf der 
Straße und in den Betrieben nutzen. Dafür bedarf es 
auch in kirchlichen Einrichtungen der gleichen Rechte 
wie in nichtkonfessionellen Betrieben. SPD, Grüne und 
FDP haben dazu ein vages Prüfvorhaben im Koalitions-
vertrag formuliert. Für dessen Umsetzung wird sich ver.
di stark machen, gemeinsam mit der Bundeskonferenz 
der Mitarbeitervertretungen in der Diakonie und ande-
ren Akteuren. Auf diese Weise verleihen wir unseren 
Forderungen nach Frieden, Demokratie und einem 
starken Sozialstaat gemeinsam Nachdruck. 

Es ist nicht leicht, in dieser krisengeschüttelten Zeit 
einen klaren Kopf zu bewahren. Wir befinden uns im 
dritten Jahr der Corona-Pandemie, die weiterhin unser 
Alltagsleben prägt. Sie ist längst nicht ausgestanden, 
doch am 24. Februar begann schon die nächste große 
Krise. Was die meisten von uns nicht für möglich gehal-
ten hätten: ein Angriffskrieg, mitten in Europa. 

Aus Angst um ihr Leben und das ihrer Familien 
haben Millionen Menschen in der Ukraine ihr Zuhause 
verlassen. Sie benötigen kurzfristige und unbürokra-
tische Hilfe. Hilfsorganisationen und abertausende frei-
willige Helfer*innen sind im Einsatz. Eine Vielzahl ge-
flüchteter Menschen wird von Bürger*innen im eigenen 
Zuhause aufgenommen. Das macht Mut, weil es zeigt, 
zu welch großartiger Solidarität unsere Gesellschaft in 
der Lage ist – trotz anhaltender Pandemie.

Doch allein dabei darf es nicht bleiben. Der Staat 
hat die Aufgabe, für eine gute Versorgung und nach-
haltige Integration der Geflüchteten zu sorgen. Klar ist: 
Die Aufgaben für Beschäftigte im Gesundheits-, Sozial- 
und Bildungswesen werden infolge der Krise weiter zu-
nehmen. Schon jetzt betreuen sie ukrainische Kinder 
und Jugendliche, beraten und unterstützen deren Müt-
ter, sorgen für medizinische Hilfe, richten Willkommens-
klassen ein und vieles mehr. Selbstverständlich tun sie 
das, auch ohne bislang dafür mehr Kolleg*innen an 
ihre Seite zu bekommen. Welche Unterstützung und 
Anerkennung können sie dafür von Arbeitgebern und 
Politik erwarten? 

Wie schon in der Corona-Pandemie wird erneut 
deutlich, wie wichtig die Beschäftigten im Gesund-
heits-, Sozial- und Bildungswesen für den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt und die Unterstützung Hilfebe-
dürftiger sind. Eine ausreichende Finanzierung der 
Einrichtungen und die Aufwertung ihrer Arbeit – auch 
in Form guter Löhne – sollten selbstverständlich sein. 
Stehen also ab sofort die Abkehr von betriebswirt-
schaftlicher Logik und die Stärkung der Gemeinwohlo-
rientierung im politischen Fokus? 

Weit gefehlt: Quasi über Nacht kündigte die Bun-
desregierung ein für die Bundeswehr zweckgebun-
denes Sondervermögen über 100 Milliarden Euro an. 
Ohne gesellschaftliche Debatte über eine zukünftige 
Friedens- und Sicherheitspolitik Deutschlands setzte die 
Bundesregierung Prioritäten. Diese Entscheidung – die 
immerhin eine noch anstehende Grundgesetzänderung 
zur Voraussetzung hat – wirft viele Fragen zur sozialen 
Ausrichtung der Ampelkoalition auf. Zu wessen Lasten 
wird die Finanzierung des milliardenschweren Sonder-
vermögens gehen? Insbesondere die FDP beharrt da-
rauf, auf Gedeih und Verderb an der sogenannten 

Frieden, Demokratie und Sozialstaat  
statt Aufrüstung
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Katholische Jugendfürsorge Erzdiözese München Freising                                                 Foto: Mario Di Paola

Aktive Beschäftigte beim Aktionstag am 6. April: Evangelische Gesellschaft Stuttgart · MAV Caritasverband Karlsruhe  Fotos: privat 

Auszubildende aus der Heilerziehungspflege der Ludwig-Schlaich-Akademie Waiblingen            Foto: privat
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bei der zentralen Kundgebung in Stuttgart dabei, die 
auch von vielen feministischen Initiativen unterstützt 
wurde. »Das ist eine sehr gute Beteiligung, besonders 
die Aktiven von der Evangelischen Gesellschaft Stutt-
gart haben hervorragend mobilisiert«, bilanziert Auer-
bach, der sich als Mitarbeitervertreter und bei ver.di  
engagiert. »Im gesamten Sozial- und Erziehungsdienst 
müssen sich die Bedingungen verbessern – unabhängig 
von der Trägerschaft. Sonst dreht sich das Karussell aus 
Überlastung, Berufsflucht und mangelnder Versor-
gungsqualität immer schneller. Ich verstehe nicht, 
warum die Arbeitgeber sehenden Auges gegen die 
Wand fahren.«

Bis zum Redaktionsschluss hatte die Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) noch keine 

»Die Tarifauseinandersetzung im kommunalen Sozial- 
und Erziehungsdienst geht uns alle an«, betont Martin 
Auerbach, der als Jugend- und Heimerzieher sowie Me-
diator bei der Stiftung Jugendhilfe aktiv in Esslingen ar-
beitet. Die zur Württemberger Diakonie gehörende Ein-
richtung hat zwar eine sogenannte Tarifautomatik, wo-
durch im Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
(TVöD) erkämpfte Entgelterhöhungen automatisch in 
die kirchlichen Arbeitsvertragsrichtlinien übertragen 
werden. Doch gilt dies nicht für die Forderungen nach 
Aufwertung und Entlastung, die ver.di bei den lau-
fenden Verhandlungen im kommunalen Sozial- und Er-
ziehungsdienst auf die Agenda gesetzt hat. »Die Ergeb-
nisse müssen deshalb nochmal in der kircheninternen 
Arbeitsrechtlichen Kommission beraten werden. In den 
vergangenen Jahren ist es uns aber immer gelungen, 
die Verbesserungen aus dem TVöD vollständig zu über-
nehmen«, berichtet Auerbach. Anders als in reinen 
Lohnrunden können er und seine Kolleg*innen in der 
Diakonie Württemberg deshalb nicht in einen Partizipa-
tionsstreik treten. Die Möglichkeit, sich in der Freizeit 
an den Protestkundgebungen zu beteiligen, steht aber 
allen offen – und wird vielfach genutzt.

Die ersten Aktionen sind gut angelaufen. Am 7. 
März beteiligten sich die Diakonie-Beschäftigten des 
Sozial- und Erziehungsdienstes im Südwesten an ak-
tiven Mittagspausen, während ihre kommunalen 
Kolleg*innen ganztägig die Arbeit niederlegten. Am 
folgenden Tag, dem Internationalen Frauentag, waren 
rund 300 Beschäftigte aus diakonischen Einrichtungen 

Streiks im Sozial- und Erziehungsdienst

Kirchenbeschäftigte solidarisieren sich –  
Für euch. Für uns. Für alle.

Quelle: TU Darmstadt, Grafik: werkzwei Detmold
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Evangelische Gesellschaft Stuttgart Katholisches Familienzentrum St. Franziska Herbrechtingen  Fotos: privat
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»Der gesamte Sozial- und Erziehungsdienst 
braucht Aufwertung und Entlastung. Wir sind für 
die Gesellschaft da. In der Corona-Krise haben 
wir dafür Sorge getragen, dass hilfsbedürftige 
Menschen weiter gut unterstützt und versorgt 
werden. Als Beschäftigte der Caritas begrüßen 
wir ganz klar die Tarifforderungen im öffent-
lichen Dienst. In der Regel wird alles, was die 
Kolleg*innen dort durchsetzen, auf die kirch-
lichen Arbeitsvertragsrichtlinien übertragen. Des-
halb unterstützen wir, wo wir können. Alle Cari-
tas-Beschäftigten sind aufgefordert, sich in ihrer 
Freizeit an den ver.di-Aktionen zu beteiligen. So 
machen wir uns gemeinsam stark.«

konkreten Angebote vorgelegt. Am 16./17. Mai sollte 
die dritte und entscheidende Verhandlungsrunde in 
Potsdam stattfinden. Bis dahin wollten die ver.di-Ak-
tiven bei den Streiks und Protesten noch einige Schip-
pen drauflegen. Am 6. April machten Beschäftigte 
nicht direkt an den TVöD gebundener Einrichtungen 
mit bundesweiten Aktionen deutlich, dass sie hinter 
den ver.di-Forderungen stehen und die Übertragung 
aller Verbesserungen auf das gesamte Sozial- und Er-
ziehungswesen erwarten.
Aktuelle Infos: 
t1p.de/sue-arbeitsplatz
www.mehr-braucht-mehr.verdi.de

Fikret Alabas ist  
Erzieher und Mit- 
arbeitervertreter  
in einer Wohn- 
einrichtung für  
behinderte  
Menschen der  
Caritas in Bayern.
Foto: privat

Caritas Kinderkrippe St. Josef Frammersbach
Foto: privat

Barmherzige Brüder Caritas Reichenbach 
Foto: privat

Eindrücke vom Aktionstag 6. April: Kinderhaus 
Diakonisches Werk Lörrach   Foto: Daniel Wenk
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Bessere Arbeitsbedingungen in sozialen Berufen: Kundgebung in Esslingen                                                          Foto: privat

Kolleg*innen am Frauentag in Stuttgart (links) und Freiburg (rechts)    Fotos: Susanne Haase/Daniel Wenk

Erzieher*innen beim Aktionstag 6. April. 
Kita Guter Hirte Diakonisches Werk Lörrach
Foto:  Sabrina Wipprecht
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Beschäftigte bestimmen jetzt mit
Auch der Mitarbeitervertreter Sebastian Perels sieht 
letztlich die vollständige Angleichung an den TVöD als 
Ziel. »Jetzt kommt es darauf an, mit politischer Lobby-
arbeit zu erreichen, dass die Einrichtungen die entspre-
chende Refinanzierung erhalten. Dafür sollte sich ver.di 
einsetzen.« Entscheidend sei, dass die Beschäftigten 
nun selbst Einfluss nehmen können: »Die Mitarbeiten-
den bestimmen jetzt mit, wie sich ihre Arbeitsbedin-
gungen und die Bezahlung entwickeln«, so Perels. Das 
sei auf dem kircheninternen »Dritten Weg« zuvor nicht 
der Fall gewesen. »Das war sehr intransparent und man 
wusste nie so recht, was die Arbeitsrechtliche Kommis-
sion wann entscheidet. Das ist ab jetzt anders.«

Seine Kollegin Laura Knierim sieht den Tarifvertrag 
als »Riesen-Chance«. Die Altenpflege müsse unbedingt 
attraktiver werden, um in Zukunft noch genug Arbeits-
kräfte zu gewinnen, so die Pflegefachkraft, die sich bei 
der DiaCom in Eschwege für die Auszubildenden enga-
giert. Dazu trage der Tarifvertrag bei und könne damit 
zum Vorbild für andere Einrichtungen werden. Dabei 
gehe es nicht nur um die Bezahlung, sondern auch um 
bessere Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen, betont 
Knierim, die erst vor wenigen Monaten bei ver.di einge-
treten ist. So garantiere der Tarifvertrag ein zusammen-
hängendes freies Wochenende innerhalb von 14 Tagen. 
»Diese Zeit für Regeneration ist wichtig, darauf hat 
man jetzt einen Anspruch«, freut sich die Pflegerin. 

Georg Schulze, der bei ver.di in Hessen für das Ge-
sundheitswesen zuständig ist, hofft darauf, dass das 
Beispiel Schule macht. Andere diakonische Träger seien 
aufgefordert, sich der Tarifvereinbarung anzuschließen. 
Die ersten zwei Einrichtungen hätten bereits beantragt, 
Mitglied im Arbeitgeberverband Diakonische Altenhilfe 
Hessen (DAH) zu werden, mit dem ver.di den Kontrakt 
ausgehandelt hat. Schulzes Fazit: »In Sachen Tarifbedin-
gungen in der Altenpflege gerät etwas in Bewegung. 
Das werden wir weiter vorantreiben.«

Daniel Behruzi
t1p.de/tarif-diakonie

In der diakonischen Altenhilfe in Hessen bewegt sich 
was: Für die insgesamt rund 1.450 Beschäftigten der 
DiaCom Altenhilfe Eschwege, dem Seniorenzentrum 
Wolfhagen, der DIAKO Waldeck-Frankenberg gGmbH 
und der Inneren Mission Frankfurt gilt seit dem 1. April 
ein Tarifvertrag. Er bringt den meisten Kolleg*innen 
mehr Geld und höhere Zuschläge für Nacht-, Sonn- 
und Feiertagsarbeit. Zudem wird die Wochenarbeits-
zeit bei vollem Lohnausgleich auf 38,5 Stunden ver-
kürzt. In der Diakonie Kurhessen-Waldeck muss bislang 
39, in Hessen-Nassau 40 Stunden pro Woche gearbei-
tet werden.

»Der Tarifvertrag ist eine echte Verbesserung«,  
bilanziert der Sozialarbeiter Sebastian Perels von der  
DiaCom Altenhilfe Eschwege, der sich in der ver.di- 
Tarifkommission engagiert. »Es ist ein gutes Produkt, 
für das wir gut werben konnten.« Entsprechend deut-
lich stieg die Zahl der ver.di-Mitglieder im Betrieb: 
Waren ursprünglich nur rund 30 Kolleg*innen gewerk-
schaftlich organisiert, sind es nun 160 – etwa die Hälfte 
der Belegschaft. »Es ist klar, dass die Gewerkschaft  
nur einen Tarifvertrag unterschreiben kann, wenn sie 
genug Mitglieder im Betrieb und damit den Auftrag  
der Beschäftigten hat«, erklärt Perels. »Nur auf dieser 
Basis kann ver.di den Tarifvertrag im Sinne der Mitar-
beitenden in Zukunft weiterentwickeln.« Genau das 
habe man den Kolleginnen und Kollegen bei einer  
Versammlung im November letzten Jahres deutlich  
gemacht. Auch die DiaCom-Geschäftsführung habe 
dabei mitgezogen und die Inhalte der Tarifeinigung  
gemeinsam mit der Mitarbeitervertretung und dem v 
er.di-Sekretär erläutert.

Im Vergleich zu den Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) 
der hessischen Diakonie erhöhen sich die Personalauf-
wendungen der beteiligten Unternehmen um acht bis 
zehn Prozent, rechnet der ver.di-Verhandlungsführer 
Georg Schulze vor. »Für die betroffenen Kolleginnen 
und Kollegen ist der Tarifvertrag also eine deutliche 
Verbesserung, auch wenn wir die volle Angleichung an 
den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) im 
ersten Schritt noch nicht erreicht haben.« Je nach Ent-
geltgruppe liegt die Bezahlung um fünf bis sechs Pro-
zent unter dem Niveau des Flächentarifvertrags – noch. 
»Die Lücke vollends zu schließen, bleibt Aufgabe für die 
Zukunft«, betont Schulze. Der Tarifvertrag läuft Ende 
2023 aus und kann dann weiterentwickelt werden. 
»Mit den vielen neuen und selbstbewussten Mitglie-
dern trauen wir uns das zu.«

Erster Tarifvertrag in der diakonischen Altenhilfe in Hessen

Eine echte Verbesserung
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–	 Sozialpädagog*innen mit Aufgaben der Team- 
oder Gruppenleitung: 218 bis 269 Euro

	 Zulagen (pro Monat):
–	 Helfer*innen in der Behindertenhilfe (nach 24 

Monate in der Tätigkeit): 210 Euro
–	 Intensiv-/Anästhesiepflegekräfte mit Fachweiter-

bildung: 150 Euro

Für zukünftige Tarifverhandlungen wird weiterhin eine 
Regelung für die vielen Teilzeitbeschäftigten bei Anord-
nung von Mehrarbeitsstunden eine wichtige Rolle spie-
len. Hier konnte gegenüber den Arbeitgebern noch kol-
lektiv wirkende Entlastung der Teilzeitbeschäftigen im 
Tarifvertrag durchgesetzt werden. Das „freiwillige“, für 
die Arbeitgeber kostengünstige Einspringen bei Perso-
nalengpässen bleibt vorerst bestehen. Bis eine Rege-
lung erreicht wird, haben Beschäftigte dennoch die in-
dividuelle Möglichkeit, gemäß Tarifvertrag unzumutba-
re Mehrarbeit abzulehnen, denn diese kann nicht ange-
ordnet werden.

Weitere Einzelheiten können hier nachgelesen werden: 
https://kurzelinks.de/rrdr

Zwischen März 2021 und Februar 2022 fanden in meh-
reren Verhandlungsrunden Tarifverhandlungen zwi-
schen ver.di und dem Diakonischen Dienstgeberver-
band Niedersachsen statt. Die Tarifrunde für die rund 
40.000 Beschäftigten fand in zwei Staffeln statt. Zu-
nächst hat ver.di vor allem Entgeltsteigerungen, eine 
Corona-Einmalzahlung und Verbesserungen bei den 
Zuschlagsregelungen erreichen können. In einem zwei-
ten Schritt hat ver.di zusätzliche Verbesserungen bei 
der Eingruppierung und den Zulagen im Sozial- und Er-
ziehungsdienst sowie beim Ausgleich für Arbeit zu un-
günstigen Zeiten durchgesetzt. Bemerkenswert ist da-
rüber hinaus, dass die geplante Angleichung der  
Tabellenentgelte für die Altenpflege im Herbst 2022 
nun um mehrere Monate vorgezogen wird. Diesem 
Verhandlungsergebnis ging voraus, wie es für Gewerk-
schaften in Tarifverhandlungen üblich ist, dass die  
organisierten Beschäftigten sich einbringen und For- 
derungen diskutieren können, ehe diese an den Arbeit-
geber gestellt werden. Deshalb wurden pandemiebe-
dingt mehrere Mitgliederversammlungen digital durch-
geführt. 

Wesentliche Verhandlungsergebnisse sind im Einzelnen:

	 Corona Einmalzahlungen 225 bis 700 Euro, je nach 
Entgeltgruppe 

	 Entgeltsteigerungen um 1,4 Prozent (mindestens 45 
Euro) ab Januar 2022, ab Januar 2023 um 1,8 Pro-
zent, Laufzeitende 31. August 2023 

	 Frühere Angleichung der Altenhilfe an die allgemei-
ne Entgelttabelle (statt Corona-Einmalzahlung)

	 Schrittweise Erhöhung der Nachtzuschläge (auf 20 
Prozent, Krankenhäuser: auf 25 Prozent)

	 Eingruppierungsverbesserungen (pro Monat):
–	 Gruppenleiter*innen in der WfBM:  

150 bis 189 Euro 
–	 Erzieher*innen in der Jugendhilfe:  

215 bis 265 Euro

Diakonie Niedersachsen

Tarifrunde mit wichtigen Verbesserungen  
beendet
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sen die Umsetzung der Regelung beschlossen. Es bleibt 
zu hoffen, dass das alle tun, wenn der Weg für diese 
Verbesserung bereits zentral geebnet worden ist. Es 
käme künftig sehr vielen Beschäftigten in katholischen 
Betrieben zu Gute. 

Der Arbeitnehmer*innenseite in der Zentralen Kommis-
sion zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechts im kirch-
lichen Dienst (Zentral-KODA) ist nach einem langwie-
rigen Verfahren ein wichtiger Erfolg gelungen. Seit dem 
Jahr 2017 versuchte sie die sachgrundlose Befristung 
von Arbeitsverhältnissen in der Caritas und verfassten 
Kirche abzuschaffen. Ein wichtiges Ziel, das der Redu-
zierung prekärer Beschäftigung und der Ausnutzung 
der geltenden gesetzlichen Regelungen im Teilzeit- und 
Befristungsgesetz durch die Arbeitgeber dienen würde. 
Im Laufe der Jahre folgten diverse innerkirchliche Dis-
kussionen, Ausschussberatungen, Schlichtungsverfah-
ren und der Versuch der Arbeitgeber, die Zuständigkeit 
und damit die Regelungskompetenz der Zentral-KODA 
in Frage zu stellen. Doch der Widerstand der Arbeitge-
ber hatte keinen Erfolg. Letztlich hat der Kirchliche Ar-
beitsgerichtshof im November 2021 entschieden, das 
folgendes rechtswirksam gilt: 

„Befristete Arbeitsverhältnisse dürfen ohne Sach-
grund für die Dauer von bis zu 14 Monaten abge-
schlossen werden. Bis zu dieser Gesamtdauer von 14 
Monaten ist eine einmalige Fristverlängerung statt-
haft.“

Die Regelung bedeutet eine wichtige Verbesserung 
im Vergleich zum staatlichen Teilzeit-und Befristungsge-
setz, das bis zu zwei Jahre mit dreimaliger Verlänge-
rung vorsieht. Allerdings: Wie nach katholischem Recht 
nötig, bedarf es für die kirchenrechtliche Umsetzung 
eine Inkraftsetzung durch die jeweiligen Diözesan-Bi-
schöfe. Bis zum Redaktionsschluss haben erste Diöze-

Im Bund-Verlag erscheint ab sofort ein neuer kosten-
freier Newsletter speziell zugeschnitten für  
Mitarbeitervertretungen (MAV) in der evangelischen 
und katholischen Kirche, der Diakonie und Caritas.

Einmal monatlich informiert er über aktuelle  Themen,  
Gesetzgebung und Rechtsprechung aus dem 
 kirchlichen Arbeitsrecht. Die Redaktion stellt zudem 
aktuelle Literaturtipps für die MAV zur Verfügung.

NEWSLETTER FÜR DIE MAV 

Gleich hier anmelden zum kostenfreien Newsletter:  
www.bund-verlag.de/newsletter
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Sachgrundlose Befristungen

Einschränkung in katholischer Kirche  
und der Caritas

20 Jahre Kirchlicher Tarifvertrag Diakonie

Ein Rückblick und Perspektiven
Tarifverträge in der Diakonie  
brauchen langen Atem
Seit zwanzig Jahren besteht für die Beschäftigten der 
Diakonie in Schleswig-Holstein und Hamburg ein Tarif-
vertrag mit einer speziellen Geschichte. 2002 unter-
schrieben Vertreter*innen von ver.di und einige 
Vertreter*innen diakonischer Einrichtungen den Kirch-
lichen Tarifvertrag Diakonie (KTD). Zunächst galt der 
Tarifvertrag lediglich für ungefähr 3.000 
Arbeitnehmer*innen. Heute, nach zwanzig Jahren Tarif-

partnerschaft, vielen Diskussionen, gewerkschaftlichen 
Aktivitäten und auch Arbeitskämpfen wirkt der KTD für 
etwa 30.000 Arbeitnehmer*innen .

Sündenfall Abkehr von Tarifstandards des 
Öffentlichen Dienstes 
Die tarifliche Situation im Sozial- und Gesundheitswe-
sen um die Jahrtausendwende war wesentlich von 
einer materiellen Abkoppelung geltender Tarife vom Ta-
rifvertrag des öffentlichen Dienstes (TVöD) geprägt. 
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Auslöser war der politische Wille, im Sozial- und Ge-
sundheitswesen Markt- und Wettbewerbsmechanismen 
einzuführen, die von einer entsprechenden Gesetzge-
bung flankiert wurden. Das führte zu Verteilungskämp-
fen um knappe Finanzen, was letztlich zu Lasten der 
Löhne und Arbeitsbedingungen ging. Auf der Ebene 
der Diakonie Deutschland reagierten die Arbeitgeber in 
dieser Situation innerhalb der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission mit Hilfe ihrer strukturellen Überlegenheit mit 
aller Macht. Dort verabschiedete man sich Mitte der 
1990er Jahre von der Übernahme des Tarifvertrages im 
Öffentlichen Dienst mit dem Ziel, die Lohn- und Ar-
beitsbedingungen zu drücken. Unter Protest von 
Gewerkschafter*innen und Mitarbeitervertreter*innen 
wurden beispielsweise die Vergütungen der Hauswirt-
schaftskräfte um bis zu 20 Prozent abgesenkt. 

Ausgehend von derartigen Verwerfungen fanden 
vielfältige, bundesweite und regionale Aktivitäten statt. 
Sie führten im Ergebnis dazu, dass heute in drei Diako-
nischen Landesverbänden (Hamburg, Schleswig-Hol-
stein, Niedersachsen) ein Flächentarifvertrag gilt. Auch 
in der Diakone Hessen gilt aktuell seit April 2022 für 
Teile der Altenhilfe ebenfalls ein Tarifvertrag. Darüber 
hinaus gelten weitere Haustarifverträge, wie zum Bei-
spiel in der Stadtmission Heidelberg. 

Der KTD: eine gewerkschaftliche 
Erfolgsgeschichte?
Die Fakten: ver.di verhandelt mit dem Verband kirch-
licher und diakonischer Anstellungsträger in Nord-
deutschland (VKDA) den Tarifvertrag. In den Betrieben 
des VKDA sind etwa 40.000 Arbeitnehmer*innen be-
schäftigt. Etwa 30.000 arbeiten derzeit mit Arbeitsver-
trägen auf Grundlage des KTD. 

Die Differenz ist Ausdruck folgender Tatsache: Es 
gibt für die diakonischen Arbeitgeber in der Nordkirche 
keine satzungsrechtliche Verbindlichkeit, den KTD mit 
seinen Arbeitnehmer*innen zu vereinbaren, genauso 
wie es keinen Zwang gibt, dem Arbeitgeberverband 
VKDA beizutreten. Entscheidend für eine tarifvertrag-
liche Bindung sind daher Organisationsmacht der Be-
schäftigten, die in der Lage sind, entsprechende Forde-
rungen auch durchzusetzen. Beispielhaft haben dies 
2011 organisierte Arbeitnehmer*innen im Agaplesion 
Diakonieklinikum Hamburg vorgemacht. Nach sechs 
Warnstreiks und entsprechenden Verhandlungen wurde 
Ende 2011 die Überleitung in den KTD tarifvertraglich 
vereinbart. Kurz darauf folgte das Albertinen-Klinikum 
ebenfalls mit einem Warnstreik, der dazu beitrug, einen 
Haustarifvertag durchzusetzen.

Es ist innerhalb zwanzig Jahren gelungen, den KTD 
zu einem Flächentarifvertrag weiterzuentwickeln. Ihm 
liegt ein Grundlagentarifvertrag zu Grunde, der jahr-
zehntelang einen Streikverzicht beinhaltete.  Es war sei-
nerzeit die Voraussetzung, unter der der Tarifvertrag 
überhaupt zustande kommen konnte. Der Preis war 

hoch: Die materielle Abkopplung von der Leitwährung 
des Öffentlichen Dienstes, zum Teil auch vom Tarifni-
veau anderer Wohlfahrtsverbände. Doch eine absolute, 
nicht endende Friedenspflicht gibt es 2021 nun nicht 
mehr für den Bereich des KTD. Das ermöglicht die not-
wendige Augenhöhe für künftige Tarifverhandlungen 
und die Fortentwicklung des KTD. 

Perspektiven
Die Gewerkschaftsgeschichte zeigt: Grundlegend ist 
zuerst die Erkenntnis von Beschäftigten, dass sie selbst 
handeln müssen, statt nur auf Verbesserungen zu hof-
fen. Dem folgt der zweite Schritt, sich in der Gewerk-
schaft zu organisieren. Die Frage nach gerechtem Lohn 
und guten Arbeitsbedingungen ist also zuallererst auch 
immer eine Frage an sich selbst.  

Bin ich mit dem Tarifniveau zufrieden? Wie sollen 
sich Arbeitsbedingungen verändern? Gibt es dazu Dis-
kussionen auf Mitarbeiterversammlungen oder unter 
den ver.di-Aktiven? Über welche Kenntnisse zum KTD 
verfügen Mitarbeitervertretungen? Existiert ein Be-
wusstsein bei meinen Kolleg*innen, wie wir unsere ei-
genen Arbeitsbedingungen verändern können? 

Die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen für eine 
offensive Tarifpolitik sind herausfordernd, das gilt insge-
samt, aber eben auch für den Norden. Die wirtschaft-
lichen Auswirkungen des Krieges in der Ukraine, die 
Überwindung der Corona-Pandemie, die enormen 
Preissteigerungen für Wohnen und Energie sowie der 
notwendige sozial-ökologische Wandel werden nicht zu 
ignorierende Begleitumstände in der zukünftigen Tarif-
arbeit sein. Umso wichtiger ist es, dass die Beschäf-
tigten die Diskussion aktiv beginnen.

Zum Weiterlesen empfehlen wir das Interview mit 
Arnold Rekittke, Verhandlungsführer für die Tarif-
kommission von ver.di Hamburg/Nord   
https://kurzelinks.de/anm4

Neu:  
Freier Tag für Gewerkschaftsmitglieder 

Beschäftigte haben künftig Anspruch auf einen zusätzlichen 
freien Tag pro Jahr, wenn sie Gewerkschaftsmitglied sind. 
Das konnte ver.di sowohl für den Bereich des Kirchlichen Ta-
rifvertrags Diakonie (KTD), als auch für den Bereich Kirch-
licher Angestelltentarifvertrag (KAT) erreichen. ver.di forderte 
zwei Tage pro Jahr, allerdings war darüber keine Einigung 
mit den Arbeitgebern herzustellen. Daraufhin hat ver.di ein 
Schlichtungsverfahren eingeleitet, das im Nachgang der re-
gulären Tarifrunde durchgeführt und im März beendet wor-
den ist. Mehr Informationen sind zu finden unter:

https://kurzelinks.de/uf53
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Landesgesundheitsminister NRW Karl-Josef Laumann unterzeichnet für einen Tarifvertrag Entlastung
Foto: ver.di
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allen Krankenhäusern ähnlich, betont der OP-Pfleger. In 
der Pandemie habe die Belastung nochmals zugenom-
men, so durch den Mehraufwand beim Ein- und Auss-
chleusen in Infektionszimmern und den Ausfall etlicher 
Kolleg*innen durch Krankheit oder Quarantäne. »Ziel 
muss es sein, eine umfassende Personalbemessung für 
alle Krankenhäuser zu schaffen, deren Nichteinhaltung 
echte Konsequenzen nach sich zieht«, fordert Tetzner. 
Letztlich sei hier der Gesetzgeber gefragt.

Der Krankenpfleger Sebastian Hesse vom Evange-
lischen Klinikum Bethel in Bielefeld sieht die Streiks für 
Entlastung an den Unikliniken ebenfalls als Vorbild. 
»Wir sollten uns genauso organisieren, um endlich un-
sere Rechte einzufordern«, meint der Mitarbeiterver-
treter. »Die Pflege kann so stark sein.« 

Stärke demonstrieren die Uniklinik-Beschäftigten in 
der Tat. Mitte April kamen Hunderte von ihnen im 
Oberhausener Fußballstadion zusammen, um lautstark 
für die Tarifforderungen zu demonstrieren. Mehrere 

»Ganz großartig« findet der Vorsitzende der Mitarbeit-
ervertretung im Agaplesion Bethesda Krankenhaus 
Wuppertal, Christfried Tetzner, die Entlastungsbewe-
gung an den Universitätskliniken in Nordrhein-West-
falen. Seit dem 2. Mai streiken Beschäftigte aller sechs 
Unikliniken im Land für einen Tarifvertrag, der ihnen 
mehr Personal und Entlastung bringen soll. Arbeitgeber 
und Landesregierung hatten zuvor ein 100-Tage-Ulti-
matum ungenutzt verstreichen lassen, woraufhin die in 
ver.di organisierten Beschäftigten in einer Urabstim-
mung mit über 98 Prozent für einen Streik votierten. 

»Dass die Unikliniken voranschreiten, hilft auch uns 
in den Auseinandersetzungen bei kirchlichen Trägern«, 
ist Tetzner überzeugt. »Wuppertal liegt in Reichweite 
mehrerer Universitätskliniken. Wenn dort Tarifverträge 
für Entlastung gelten, wird Agaplesion ebenfalls Ver-
besserungen umsetzen müssen, um im Wettbewerb 
um qualifizierte Arbeitskräfte mitzuhalten.« Die Prob-
leme von fehlendem Personal und Überlastung seien in 

Streiks für Entlastung an Unikliniken in NRW

»Das bräuchten wir genauso«

Mehr als 600 Delegierte der Unikliniken im Stadion Oberhausen am 13. April                              Foto: ver.di
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Als nächstes soll zum Tag der Pflegenden am 12. Mai 
gemeinsam mit dem »Bielefelder Bündnis für mehr Per-
sonal im Krankenhaus« eine öffentlichkeitswirksame 
Aktion stattfinden (nach Redaktionsschluss). Ziel ist es, 
auf die Bundesregierung Druck zu machen für die so-
fortige Umsetzung der PPR 2.0, der bedarfsgerechten 
Personalbemessung in der Krankenpflege. »Auch wir 
wollen einen Beitrag dazu leisten, die Entlastung in den 
Kliniken auf die Agenda zu setzen – damit sich endlich 
etwas ändert«. 

Daniel Behruzi

Infos: klinikpersonal-entlasten.verdi.de

Tausend Kolleg*innen sind in den vergangenen Monat-
en bei ver.di eingetreten. Fast 12.000 Beschäftigte – na-
hezu zwei Drittel aller Betroffenen – sprachen sich mit 
ihrer Unterschrift für den Entlastungs-Tarifvertrag aus. 

»Das bräuchten wir genauso«, meint Hesse. Denn 
obwohl sich die Personalbesetzung bei Bethel in den 
letzten Jahren etwas verbessert habe, sei die Belastung 
weiterhin groß. Manchmal könnten selbst die gesetzlich 
vorgeschriebenen Pflegepersonaluntergrenzen nicht 
vollständig erfüllt werden. Hesse und seine 
Mitstreiter*innen versuchen deshalb, die Belegschaft 
über die Auseinandersetzung an den Unikliniken auf-
zuklären und für ihre eigenen Belange zu mobilisieren. 

Konzernmitarbeitervertretung der Agaplesion gAG zeigt sich solidarisch                                     Foto: ver.di

Ultimatum für gute Ausbildung: Auszubildende am Uniklinikum Düsseldorf                                 Foto: ver.di
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Kirchen.info: Erstmals haben SPD, Grüne und FDP die 
Angleichung des kirchlichen an das staatliche Arbeits-
recht zum Thema eines Koalitionsvertrags gemacht. 
Welche Bedeutung hat das?

Tobias Warjes: Dass die arbeitsrechtliche Sonderstellung 
der Kirchen von der Bundespolitik nun aufgegriffen 
wird, ist ein Meilenstein. Die Frage wird von den Koali-
tionären zwar nicht klar ausgesprochen, liegt aber auf 
dem Tisch: Ist ein eigenes kirchliches Arbeitsrecht über-
haupt noch zeitgemäß?

Und, ist es das?

Tobias Warjes: Ganz klar nein. Die christlichen Wohl-
fahrtsverbände Diakonie und Caritas agieren am soge-
nannten Sozialmarkt nicht anders als privatwirtschaft-
lich geführte Unternehmen. Dennoch haben ihre 
Beschäftigten deutlich weniger Rechte. Für zentral halte 
ich hier die Frage der Unternehmensmitbestimmung, 
die es bei uns de facto nicht gibt. Die Folge ist, dass die 
Beschäftigten konfessioneller Einrichtungen in den Auf-
sichtsgremien nur sehr rudimentär oder gar nicht ver-

Bundesregierung kündigt Prüfung des kirchlichen Arbeitsrechts an

Ein Sargnagel für das kirchliche Sonderrecht
Ein Interview mit den Mitarbeitervertretern und engagierten ver.di-Mitgliedern 
Tobias Warjes und Daniel Wenk

Für mehr Personal: Kolleg*innen zeigen der Landesregierung NRW, wann ihr Streikultimatum abläuft   Foto: ver.di



16 Kirchen .info Nr. 39 · Mai 2022

tigten entscheidet, ist die Umsetzung des Beschlusses 
nicht garantiert. Ich könnte noch unzählige Beispiele 
nennen. Fakt ist: Dass staatliche Gesetze für hundert-
tausende Beschäftigte bei Kirchen, Diakonie und Cari-
tas nicht gelten sollen, ist gesellschaftlich nicht akzep-
tabel.

Auch von der Tarifautonomie ist der Großteil von ihnen 
ausgenommen. Stattdessen werden Löhne und Arbeits-
bedingungen auf dem kircheninternen „Dritten Weg“ 
festgelegt.

Tobias Warjes: Auf diesem Weg bestimmt am Ende nur 
eine Seite: der Arbeitgeber. Die Beschäftigten haben 
keinen wirklichen Einfluss und keine Durchsetzungs-
möglichkeiten. Das Bundesarbeitsgericht hat so etwas 
einmal als »kollektives Betteln« bezeichnet. Dass es 
auch anders geht, zeigt sich bei uns in der Diakonie 
Niedersachsen. Wir haben einen echten Tarifvertrag 
und man sieht: es funktioniert!

Daniel Wenk: Mit dem »Dritten Weg« halten die Ar-
beitgeber den Interessenkonflikt zwischen ihnen und 
den Beschäftigten – den es in kirchlichen Einrichtungen 
ebenso gibt wie anderswo – aus dem Betrieb heraus. 
Arbeitsrechtliche Kommissionen entscheiden in Hinter-
zimmern über Löhne und Arbeitsbedingungen, ohne ir-
gendeine Einbeziehung der Beschäftigten. Und selbst 
diese Ergebnisse sind nicht verbindlich, denn per Ar-
beitsvertrag kann von ihnen abgewichen werden. Mit 
regulären Tarifverhandlungen ist das nicht zu verglei-
chen. 

Ein weiteres Problem ist, dass der kirchliche Sonderweg 
die Durchsetzung guter Arbeitsbedingungen im gesam-
ten Gesundheits- und Sozialwesen schwächt. Die Be-
schäftigten des öffentlichen Dienstes müssen alle Ver-
besserungen alleine erkämpfen, bei den dafür 
manchmal nötigen Streiks sind die rund 1,4 Millionen 

treten sind. In der Diakonie gibt es lediglich eine Ver-
bandsempfehlung zur Unternehmensmitbestimmung, 
die aber so gut wie nicht umgesetzt wird.
Daniel Wenk: Wie in der Privatwirtschaft gibt es auch 
im Bereich der Kirchen eine starke Tendenz zur Zentrali-
sierung und Bildung großer Konzerne. Aktuelles Bei-
spiel ist der Zusammenschluss der katholischen Stif-
tungen St. Franziskus und Marienhaus, wodurch der 
viertgrößte Krankenhausbetreiber entsteht. In der Dia-
konie gibt es mit Agaplesion einen riesigen Player mit 
über 1,6 Milliarden Euro Jahresumsatz. Je größer die 
Konzerne sind, umso wichtiger ist es, dass Beschäftigte 
über die Unternehmensmitbestimmung frühzeitig über 
unternehmerische Entscheidungen informiert sind und 
Einfluss nehmen können. Doch in kirchlichen Betrieben 
ist dieser Weg blockiert, die Mitarbeitervertretungen 
werden meist vor vollendete Tatsachen gestellt.

Seht Ihr auch bei der betrieblichen Mitbestimmung 
selbst Veränderungsbedarf?

Daniel Wenk: Auch in diesem Bereich ist die Anglei-
chung – sprich: Abschaffung – des kirchlichen Sonder-
rechts überfällig. Es hat für die Beschäftigten nur Nach-
teile. Zwar sind Mitarbeitervertretungen etwas weiter 
verbreitet als Betriebsräte in der Privatwirtschaft. Doch 
ihre Einflussmöglichkeiten sind deutlich begrenzter. Ge-
genüber dem Betriebsverfassungsgesetz gibt es eine 
Vielzahl von Benachteiligungen, die in der Summe eine 
wirksame Interessenvertretung deutlich erschweren. 
Mit einer starken Beteiligung der Beschäftigten kann 
man allerdings trotzdem etwas erreichen.

Tobias Warjes: Das sehe ich auch so. Die Mitbestim-
mungsrechte sind in vielen Bereichen weniger stark als 
im Betriebsverfassungsgesetz. Auch die Regularien zur 
Bearbeitung von Konflikten sind zum Nachteil der Be-
schäftigten. Es gibt eine eigene Gerichtsbarkeit und 
selbst wenn ein Kirchengericht im Sinne der Beschäf-

Tobias Warjes ist Mitarbeitervertreter in der  
Lilienthaler Diakonie gGmbH und Sprecher des 
ver.di-Kirchenfachrats.      
Foto: privat

Daniel Wenk ist Mitarbeitervertreter im Evan-
gelischen Sozialwerk Müllheim e.V. und einer der 
Sprecher der ver.di-Projektgruppe Diakonie.
Foto: privat
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setzt. Ich sehe zwei große Probleme: Zum einen ist es 
eine sehr weiche Formulierung, weshalb wir als kirch-
liche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dem Nach-
druck verleihen müssen. Es darf nicht bei einer Prüfung 
der Angleichung ans staatliche Arbeitsrecht bleiben – 
diese muss am Ende auch umgesetzt werden. Das 
zweite große Einfallstor sehe ich in der geplanten Aus-
nahme für sogenannte verkündungsnahe Tätigkeiten. 
Das muss sehr eng definiert werden. Die Arbeit am 
Menschen ist nicht an sich verkündungsnah, sondern 
Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge, die von kirch-
lichen Wirtschaftsunternehmen erbracht wird.

Tobias Warjes: Ganz wichtig ist: Wenn die Koalition die 
Angleichung des Arbeitsrechts »gemeinsam mit den 
Kirchen prüfen« will, kann das für mich nur heißen, 
dass sie das gemeinsam mit den kirchlichen Beschäf-
tigten tut. Es kann nicht sein, dass ausschließlich die 
Kirchenspitze beteiligt wird. Denn es sind die Kolle-
ginnen und Kollegen in den Einrichtungen, die es letzt-
lich betrifft. Deshalb müssen ihre betrieblichen Interes-
senvertretungen und ihre Gewerkschaft ver.di in einem 
transparenten Prozess einbezogen werden.

Wie groß ist Eure Hoffnung, dass sich trotz der recht 
weichen Formulierungen im Koalitionsvertrag in der 
Praxis tatsächlich etwas ändert?

Tobias Warjes: Ich habe durchaus die Hoffnung, dass 
jetzt etwas in Gang kommt. Dabei kommt es auch auf 
uns als Beschäftigte, Interessenvertretungen und 
Gewerkschafter*innen an. Es hängt davon ab, wie 
deutlich wir unsere Meinung kundtun und wie sehr wir 
uns dafür einsetzen. Von alleine wird wahrscheinlich 
wenig passieren. Wir alle, die wir davon betroffen und 
mit den Zuständen unzufrieden sind, müssen etwas 
dafür tun, dass sich etwas ändert. Es ist das erste Mal, 
dass so etwas in einem Koalitionsvertrag steht. Für uns 
ist das eine große Chance, uns Gehör zu verschaffen 
und lautstark für die Beendigung des kirchlichen Son-
derwegs im Arbeitsrecht einzutreten.

Daniel Wenk: Dazu gehört meiner Ansicht nach auch, 
dass wir als Beschäftigtenvertreter*innen unsere eigene 
Rolle selbstkritisch hinterfragen. Die überbetrieblichen 
Zusammenschlüsse der Mitarbeitervertretungen sind 
wichtig. Sie sind aber keine Ersatzgewerkschaften. Das 
müssen wir immer wieder klar machen: Wir brauchen 
die gleichen Rechte wie im weltlichen Bereich. Und 
diese Rechte müssen wir uns auch selbst nehmen. Zum 
Beispiel, indem wir im Rahmen der aktuellen Tarifbewe-
gung für Entlastung und Aufwertung im Sozial- und Er-
ziehungsdienst dort, wo das wie in der Evangelischen 
Kirche Baden rechtlich möglich ist, zu Partizipations-
streiks mobilisieren. Letztlich liegt es an uns.

Beschäftigten konfessioneller Wohlfahrtseinrichtungen 
außen vor. Und so etwas wie die Tarifbewegung für 
Entlastung in öffentlichen Krankenhäusern, bei der Be-
schäftigte in harten Konflikten bessere Arbeitsbedin-
gungen und mehr Personal durchsetzen, sind auf dem 
»Dritten Weg« undenkbar.

Für alle sichtbar geworden sind die Folgen des kirch-
lichen Sonderwegs bei der Auseinandersetzung um 
einen flächendeckenden Tarifvertrag in der Altenpflege, 
den Caritas und Diakonie blockiert haben.

Daniel Wenk: In der Tat. Dass sich die Kirchen im Ar-
beitnehmerentsendegesetz ein Vetorecht sichern konn-
ten, ist ein Unding. Die Arbeitgeber in den Arbeits-
rechtlichen Kommissionen von Caritas und Diakonie 
haben das genutzt, um den »Dritten Weg« – und 
damit ihren eigenen Wettbewerbsvorteil – zu schützen. 
Dass sie so die Aufwertung zehntausender Beschäf-
tigter in der Altenhilfe insbesondere bei kommerziellen 
Trägern verhindert haben, ist für mich der Jahrhun-
dertskandal des kirchlichen Arbeitsrechts.

Wie erklärt Ihr Euch, dass die Frage einer Angleichung 
ans staatliche Recht nach vielen Jahren nun endlich auf 
die Agenda gesetzt wird?

Tobias Warjes: Ich sehe mehrere Gründe: Die erhöhte 
Aufmerksamkeit für die wichtige Arbeit der Beschäf-
tigten im Gesundheits- und Sozialwesen während der 
Corona-Pandemie und die öffentlichen Debatten über 
Missbrauchsskandale in der katholischen Kirche. Nicht 
zuletzt hat auch die bereits angesprochene Blockade 
des flächendeckenden Tarifvertrags in der Altenpflege 
durch die kirchlichen Arbeitgeber eine Rolle gespielt. 
Diese hat das Thema ins öffentliche Bewusstsein ge-
rückt und war sicher ein Faktor, warum es nun im Koa-
litionsvertrag auftaucht. Unsere gewerkschaftlichen Ak-
tivitäten haben dazu nicht unerheblich beigetragen.

Daniel Wenk: Das denke ich auch. Das Veto gegen ta-
rifliche Mindestbedingungen in der Altenpflege könnte 
ein Sargnagel für das kirchliche Sonderrecht gewesen 
sein. Denn damit haben die Arbeitgeber deutlich ge-
zeigt, dass sie ihre eigenen Interessen über die Belange 
der Allgemeinheit stellen. Das Agieren von ver.di war in 
diesem Prozess entscheidend – sowohl der Abschluss 
des Tarifvertrags selbst als auch die gute Öffentlich-
keitsarbeit während der Auseinandersetzung.

Die Formulierung im Koalitionsvertrag ist allerdings sehr 
unverbindlich.

Daniel Wenk: Das stimmt. FDP und Grüne hatten in 
ihren Wahlprogrammen ursprünglich ehrgeizigere Ziele, 
offenbar hat sich in diesem Punkt die SPD durchge-
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che, deren kirchliche Wohlfahrtsverbände wie Diakonie 
und Caritas und auch deren Wirtschaftsunternehmen 
(wie zum Beispiel Krankenhäuser, Altenhilfeeinrich-
tungen, Einrichtungen für Menschen mit Behinderung, 
Kitas) zum Organisationsbereich von ver.di. Die freiwilli-
ge Mitgliedschaft der Gewerkschaftsmitglieder ermögli-
cht überhaupt erst ihre Arbeit. Jede*r Beschäftigte im 
kirchlichen Bereich darf in ver.di Mitglied werden. 

Ihr habt eine Frage an ver.di? Wir freuen uns über 
Zuschriften: gesundheit-soziales@verdi.de

Was muss ich machen, um bei ver.di einzutreten?  
Arbeite seit 1979 als Erzieherin. Seit 1993 in kirchlicher 
Trägerschaft. War viele Jahre im Personalrat und auch 
Mitarbeitervertreterin. Fair finde ich schon lange nichts 
mehr.
Ein Beitritt ist schnell und unkompliziert unter www.
mitgliedwerden.verdi.de möglich. Dort können die 
persönlichen Daten direkt selbst eingegeben werden 
und wenige Wochen später kommt der Mitgliedsaus-
weis per Post nach Hause. Mitglied ist jede*r ab dem 
Zeitpunkt, der als Beitrittsdatum angegeben worden 
ist. Ab dem ersten Tag stehen die Mitgliederleistungen 
zur Verfügung, wie zum Beispiel Beratungen rund um 
das Arbeitsverhältnis oder sozialrechtliche Fragen.

Natürlich ist es auch möglich, Kontakt zu den ver.di- 
Ansprechpartner*innen vor Ort aufzunehmen. Sie sind 
hier zu finden: www.gesundheit-soziales.verdi.de/
service/ver-di-vor-ort Dafür braucht es nur die Post-
leitzahl des eigenen Betriebs, dann werden die ver.di-
Geschäftsstellen angezeigt, in denen die für den eige-
nen Betrieb zuständigen hauptamtlichen ver.
di-Kolleg*innen zu finden sind. 

ver.di ist die zuständige Gewerkschaft für den ge-
samten Dienstleistungsbereich in der Bundesrepublik. 
Dazu zählt unter anderem das Gesundheits- und Sozial-
wesen, unabhängig von einer öffentlichen, privaten, 
freigemeinnützigen oder kirchlichen Trägerschaft. Dem-
zufolge gehören auch die Hilfefelder der verfassten Kir-

Bayern 

Kathrin Weidenfelder 

Tel. 089 / 599771033 

kathrin.weidenfelder@verdi.de

Baden-Württemberg 

Irene Gölz 

Tel. 0711 / 88788-0330 

irene.goelz@verdi.de

ver.di  

Bundesverwaltung 

Mario Gembus 

Tel. 030 / 69561049 

mario.gembus@verdi.de

Nordrhein-Westfalen 

Harald Meyer
0211 / 61824164
Harald.Meyer@verdi.de

Berlin und  

Brandenburg

Ivo Garbe

Tel. 030 / 88665261 

ivo.garbe@verdi.de

Sachsen, Sachsen-Anhalt 

und Thüringen 

Thomas Mühlenberg 

Tel. 0341 / 52901111 

thomas.muehlenberg@verdi.de

Rheinland-Pfalz und Saarland  

Frank Hutmacher 

Tel. 06131 / 9726130 

frank.hutmacher@verdi.de

Mecklenburg-Vorpommern  

und Schleswig-Holstein

Christian Wölm 

Tel. 0451 / 8100716 

christian.woelm@verdi.de

Hamburg

Dr. Arnold Rekittke,  

Tel. 040 / 890615-736  

arnold.rekittke@verdi.de

Niedersachsen und Bremen

Annette Klausing

Tel. 0511 / 12400-256

annette.klausing@verdi.de

Hessen

Saskia Jensch

Tel. 069 / 2569-1323

saskia.jensch@verdi.de

    Unsere Ansprechpartner*innen in den Bundesländern

Ihr fragt – ver.di antwortet
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Tarifvertrag gefordert. Doch dann kam die Pandemie 
und verhinderte weitere Proteste. Immer noch arbeiten 
die gut 300 Kolleg*innen zu ganz unterschiedlichen Be-
dingungen: Für langjährige Beschäftigte wird der Tarif-
vertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) dynamisch 
angewendet. Bei anderen, nach 2007 eingestellten 
Kolleg*innen nehmen die Arbeitsverträge hingegen nur 
statisch Bezug auf die Entgelttabellen des TVöD, wobei 
derzeit die Tabellenentgelte aus dem Jahr 2014 ange-
wendet werden. Wiederum andere werden nach den 
Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) der bayerischen Diako-
nie oder in Anlehnung an den Länder-Tarifvertrag be-
zahlt. Nicht nur die Entlohnung, auch Arbeitszeiten und 
andere Bedingungen unterscheiden sich innerhalb der 
Belegschaft deutlich.

»Das führt zu Unfrieden und vielen Problemen im 
Betrieb«, berichtet die Kinderpflegerin Susanne 
Schmehle, die sich früher im Betriebsrat engagierte. 
Nachdem der Träger Anfang 2020 »in einer Nacht- und 
Nebelaktion« dem Diakonischen Werk beitrat, wurde 
sie Vorsitzende der Mitarbeitervertretung (MAV). »Wir 
wollen einen einheitlichen Tarifvertrag, der für alle eine 
Verbesserung bringt«, stellt sie klar und verweist auf 
andere Bundesländer wie Niedersachsen und Hessen, 
wo diakonische Träger kein Problem damit haben, Tarif-
verträge zu unterschreiben.

Wirtschaftliche Notlage?
Doch statt Tarifverhandlungen mit den Gewerkschaften 
aufzunehmen, forderte das Management die Beschäf-
tigten Ende vergangenen Jahres ultimativ dazu auf, 

»Für sichere Arbeitsplätze! Für Transparenz! Für einen 
Tarifvertrag!« Das sind die Botschaften von mehr als 
100 Beschäftigten der Coburg Inklusiv gGmbH an ihren 
Arbeitgeber. Am Donnerstag (3. März 2022) wurden 
sie in Form eines großen Banners – dicht bedruckt mit 
den Fotos der Kolleginnen und Kollegen – an die Ge-
schäftsführung des diakonischen Trägers übergeben, 
der Einrichtungen zur Unterstützung behinderter Kin-
der betreibt. 

»Es fehlt die Anerkennung – sowohl auf dem Lohn-
zettel als auch von der Geschäftsführung«, sagt Gisela 
Friedrich. Sie ist ausgebildete Sport- und Gymnastikleh-
rerin, doch bezahlt wird sie als Heilpädagogische Unter-
richtshilfe, was hunderte Euro weniger im Monat be-
deutet. Warum sie dennoch bleibt? »Es macht mir so 
viel Spaß, mit behinderten Kindern zu arbeiten, mit 
ihnen kreativ zu sein, sie über den Sport zu fördern. 
Das möchte ich nicht aufgeben.« Doch die Rahmenbe-
dingungen müssten sich verbessern. »Es braucht viel 
mehr Personal. Und die Voraussetzung dafür ist eine 
bessere Bezahlung«, betont die 64-Jährige. »Die Aus-
hänge mit Stellenausschreibungen sind bei uns über-
voll. In den letzten zwei Jahren sind viele Super-Leute 
gegangen.«

Eine Belegschaft, unterschiedliche Bedingungen 
Es waren turbulente Jahre, nicht nur wegen der Coro-
na-Pandemie, die die Arbeit wie bei allen sozialen Trä-
gern erschwerte. Im Februar 2020 hatten Beschäftigte 
mit einem Flashmob (https://kurzelinks.de/mpu9) 
auf dem Coburger Markt Aufsehen erregt und einen 

Fotopetition in der Coburg Inklusiv

Für Transparenz, Sicherheit und einen Tarifvertrag

Kolleg*innen der Coburg Inklusiv übergeben ihre Forderungen dem Arbeitgeber         
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tont der ver.di-Sekretär Moritz Faude. Doch belastbare 
Zahlen über die tatsächliche wirtschaftliche Situation 
der Coburg Inklusiv gGmbH haben bislang weder die 
Mitarbeitervertretung noch die Gewerkschaften zu Ge-
sicht bekommen. »Auf Grundlage verlässlicher Informa-
tionen sind wir bereit, über einen zeitlich befristeten 
Zukunftsvertrag zu verhandeln. Am Ende muss dabei 
der unmittelbare Einstieg in den TVöD stehen«, stellt 
Faude klar.

Dass die Beschäftigten hinter den Forderungen 
nach sicheren Arbeitsplätzen, Transparenz und einem 
Tarifvertrag stehen, haben sie mit der Foto-Petition ge-
zeigt, die der Geschäftsführung in Form eines bedruck-
ten Plakats übergeben wurde. Endlich auf die Beschäf-
tigten zuzugehen, sei auch im Interesse der Einrichtun- 
gen und der Versorgungsqualität, meint eine Erzieherin 
am Rande der Aktion. »Einen solchen Umgang mit den 
Leuten kann sich angesichts des Fachkräftemangels 
heutzutage doch kein Unternehmen mehr leisten«, sagt 
eine 28-Jährige, die einen befristeten Vertrag hat und 
ihren Namen deshalb nicht nennen möchte. Sie selbst 
werde trotz ihrer Ausbildung teilweise als »qualifizierte 
Hilfskraft« eingesetzt und verdiene deshalb mehrere 
hundert Euro monatlich weniger als ihr eigentlich zu-
stünden. »Die finden immer wieder Schlupflöcher, um 
die Gehälter zu drücken. Das geht vielen Kolleginnen 
so«, berichtet sie. Trotz ihrer Befristung hat sie sich des-
halb an der Aktion beteiligt. »Die Wertschätzung fehlt, 
dagegen zeigen wir Gesicht. Wenn keiner etwas tut, 
dann wird sich auch nichts ändern.«

neue Arbeitsverträge mit Bezug auf die kirchlichen AVR 
zu unterschreiben. »Das habe ich natürlich nicht ge-
macht«, sagt die Sportlehrerin Gisela Friedrich. Ihr jet-
ziger Arbeitsvertrag bringt den TVöD dynamisch zur 
Anwendung. Doch auch für andere wären die AVR 
nicht unbedingt eine Verbesserung. »Für Berufseinstei-
ger sind die AVR etwas besser als der TVöD, aber auf 
lange Sicht stellt man sich damit deutlich schlechter«, 
gibt sie zu bedenken.

Hinzu kommt: Im Rahmen der AVR können die 
Löhne bei wirtschaftlichen Notlagen leichter gekürzt 
werden. Gut möglich, dass dieser Fall bei der Coburg 
Inklusiv gGmbH eintritt. Schon im vergangenen Herbst 
hat die Geschäftsführung die Beschäftigten aufgefor-
dert, vorübergehend auf die Auszahlung ihrer Jahres-
sonderzahlung zu verzichten. »Seit Jahren fällt den 
wechselnden Managern nichts anderes ein, als wirt-
schaftliche Probleme auf die Beschäftigten abzuwäl-
zen«, kritisiert Susanne Schmehle. »Die aktuelle Ge-
schäftsleitung macht da leider auch keine Ausnahme. 
Dabei werden Tariflöhne eigentlich voll refinanziert. Wo 
bleibt das Geld?« Wenn das Unternehmen Zugeständ-
nisse der Belegschaft wolle, müsse es sich mit den Ge-
werkschaften über eventuelle Notlagentarifverträge 
verständigen, so die Mitarbeitervertreterin.

ver.di fordert verlässliche Informationen
»Für uns ist ganz klar: Eine Sanierungsvereinbarung 
gibt es nur bei voller Transparenz und mit einem tragfä-
higen Konzept zur Sicherung aller Arbeitsplätze«, be-

Mehr als 100 Kolleg*innen beteiligten sich an der Fotopetition             Fotos auf Seiten 19 und 20: Frank Wunderatsch
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Solidarisieren, politisieren, Gewerkschaftsmitglied 
werden und dieses Buch lesen!

Florian Wolf

Das Buch wird herausgegeben von Nicole Mayer-Ahuja 
und Oliver Nachtwey – Professorin und Professor für 
Soziologie in Göttingen beziehungsweise in Basel. Hier 
geht es zum Interview mit den beiden auf der Seite des 
Suhrkamp-Verlages:
https://kurzelinks.de/i3rc 

Verkannte Leistungsträger*innen

Berichte aus der Klassengesellschaft

»Sie halten den Laden am Laufen«: Pflegekräfte, Paket-
botinnen oder auch Arbeiter in den großen Fleischfa-
briken des Landes. Für ihren Einsatz während der Coro-
na-Pandemie wurden sie von den Balkonen der Repu-
blik beklatscht. Doch ihr Alltag ist oft geprägt von pre-
kären Beschäftigungsverhältnissen, schlechten Arbeits-
bedingungen, Druck, Stress und Diskriminierung. So 
stimmt der Suhrkamp-Verlag auf seiner Homepage auf 
das Buch ›Verkannte Leistungsträger:innen: Berichte 
aus der Klassengesellschaft‹ ein.

Auf rund 560 Seiten, in fünf Kapiteln und insge-
samt 22 Fallstudien sind Feldforschungen von Autor*in-
nen dokumentiert, die sichtbar machen, was in unserer 
Gesellschaft sonst eher verborgen bleibt: die schwere, 
oftmals schwerste Arbeit, die unsere Dauerkonsumge-
sellschaft am Laufen hält. Beschrieben werden Arbei-
ten, die nicht selten unter- oder außertariflich ausge-
führt werden: prekär, befristet, ohne Rücksicht auf die 
Gesundheit – das alles für wenig Lohn und wenig An-
erkennung. Und oft unsichtbar: mal nachts, zum Bei-
spiel im Sicherheitsgewerbe. Oder hinter verschlos-
senen Türen von Privathaushalten wie in der 24-Stun- 
'den-Betreuung, nicht zuletzt aber auch in den großen 
Lagern der Onlinehändler wie zum Beispiel Amazon.

Stichwort Amazon: In Kapitel 4 �Arbeitskraft repro-
duzieren: Versorgung mit Waren� wird ein Einblick ge-
währt, wie der Arbeitsalltag bei Amazon aussieht, wie 
dort systematisch versucht wird, die Kolleg*innen zu 
spalten, damit sie sich möglichst nicht solidarisieren und 
für ihre Rechte einstehen. 

Mit dem Blick auf die Arbeitsbereiche, die die Kapi-
tel abbilden, also die Bereiche Sorgearbeit, Gesundheit, 
Ernährung, Versorgung mit Ware, Hygiene sowie Mobi-
lität, wird klar: ohne die Leistungsträger*innen geht 
nichts! Ob an der Discounterkasse, am Steuer des  
Pakettransporters, am Krankenbett, in der Küche der 
Kantine oder des Restaurants, auf dem Feld… überall 
sind sie im Einsatz, bis zu 80 Stunden in der Woche 
oder auch mal mehr. Dieses Buch soll wachrütteln. 
Wachrütteln, weil diese Arbeitsbedingungen grausam 
sind, auch ohne Corona-Pandemie. Krise ist hier der 
Normalfall.
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Gewerkschaft bedeutet, miteinander in Kontakt zu 
sein, sich gegenseitig zu informieren, Unterstützung zu 
geben und Teil eines großen Erfahrungsnetzwerks zu 
sein. ver.di bietet Mitarbeitervertretungen dafür das 
Forum MAV-aktiv. Rund 150 Gremien aus den ver-
fassten Kirchen sowie der Diakonie und Caritas vernet-
zen sich dort mittlerweile. 

Es ist kein technischer Zusatzaufwand erforderlich, 
der Austausch erfolgt per Email. Der große Vorteil ist 
dabei, dass man selbst keinen Verteiler pflegen muss. 
Das Forum lebt davon, dass untereinander allerlei Fra-
gen zu geltenden Arbeitsrechtsregelungen oder Mitbe-
stimmungsrechten gestellt werden können und im 
Forum beantwortet werden. Es ist also für neu gewähl-
te MAV-Mitglieder sehr interessant, aber ebenso für  
erfahrene Kolleginnen und Kollegen. Zudem erfolgen 
aktuelle Informationen von ver.di in Form von Medien- 
infos oder branchenpolitischen Informationen zu lau-

fenden Tarifauseinandersetzungen, neuen Fachveröf-
fentlichungen, gewerkschaftlichen Aktionen in 
kirchlichen Betrieben oder Hinweisen auf MAV-Fortbil-
dungen und Fachtagungen. 

Wer bislang noch nicht dabei ist, kann sich ganz 
einfach anmelden. Bitte eine Email an sabrina.stein@
verdi.de mit dem Wunsch, in das Forum MAV-aktiv auf-
genommen zu werden, schreiben. Wichtig ist, die 
Emailadresse anzugeben, die für die Mitwirkung an die-
sem Forum genutzt werden soll. Ausschließlich diese 
Mailadresse ist technisch in der Lage, Nachrichten des 
Forums zu erhalten. Nach der formlosen Meldung der 
Mailadresse erfolgt eine automatisch generierte Email. 
Ab diesem Zeitpunkt kann mit allen MAV-Kolleg*innen 
im Forum kommuniziert werden. Dafür ist es lediglich 
nötig, wie gewohnt eine Email zu formulieren und an 
diese Adresse zu senden: 
mav-aktiv-intern@lists.verdi.de 

Forum MAV-aktiv

Auf dem Laufenden sein, vernetzen und  
gegenseitig unterstützen

Ordern beim KellnerVerlag
St.-Pauli-Deich 3 | 28199 Bremen | Fon 0421 77 8 66 | info@kellnerverlag.de | www.kellnerverlag.de

Die neue RechtsSammlung 
Jetzt die 4. aktualisierte Ausgabe für alle Gesetze
Die auf das kirchliche Arbeitsrecht spezialisierten Fachanwälte 
Baumann-Czichon (Bremen) und Feuerhahn (Göttingen) legen 
nach dem erfolgreichen Start der ersten Aufl age nun die 
aktualisierte Fassung der RechtsSammlung vor: die einzige 
Zusammenstellung von kirchlichem und weltlichem 
Arbeitsrecht – ein notwendiges Sachmittel in der täglichen 
MAV-Arbeit.

Alle relevanten Gesetzesänderungen wurden in der 
Neuaufl age berücksichtigt. Bleiben Sie stets auf dem 
neuesten Stand mit der aktuellen Aufl age! 

Baumann-Czichon/Feuerhahn (Hrsg.):
Die RechtsSammlung. Staatliches und kirchliches Arbeitsrecht 
für Mitarbeitervertretungen in Diakonie, Kirche, und Caritas

1.832 Seiten • 11,5 x 18,5 cm • ISBN 978-3-95651-206-3 • 34,90 €
Jetzt erhältich 

Herausgegeben von ver.di.

Fachmedien
für die Mitarbeitervertretungen
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Der Caritas-blog

Solide Informationen aus dem Kirchenbereich 
für Gewerkschafter*innen 

genannten Arbeitsrechtlichen Kommissionen – ohne Ta-
rifverträge und ohne ernsthafte Beteiligung der Ge-
werkschaften. Die Grundordnung soll noch in 2022 
verändert werden. Aus meiner Sicht gibt es keine bes-
sere Informationsquelle für diese speziellen Debatten 
als den Caritas-blog. Das gilt für Inhalte und Aktualität 
gleichermaßen. Aber die Autoren liefern auch regelmä-
ßig Insiderwissen, das für Beschäftigte der Evange-
lischen Kirche und Diakonie bedeutsam ist. 

Derzeit stehen die (kirchen-)politischen Konse-
quenzen aus der Ankündigung der Ampelregierung im 
Koalitionsvertrag im Vordergrund: »Gemeinsam mit 
den Kirchen prüfen wir, inwiefern das kirchliche Ar-
beitsrecht dem staatlichen Arbeitsrecht angeglichen 
werden kann. Verkündungsnahe Tätigkeiten bleiben 
ausgenommen.« Eine eher nebulöse Formulierung, die 
erstmal mit Inhalt gefüllt werden muss. Dazu hat der 
Blog Einschätzungen von Kirchenrechtler*innen, 
Vertreter*innen der Gewerkschaft ver.di und der Ge-
samtausschüsse bzw. Arbeitsgemeinschaften der Mitar-
beitervertretungen versammelt.

Ich lese täglich drei Zeitungen, zwei Tageszeitungen 
und den Caritas-blog, für mich ein absolutes Muss, 

Wenn es ihn nicht schon gäbe, müsste man ihn erfin-
den: den Caritas-blog. Es gibt ihn seit fast zehn Jahren 
und demnächst kann er eine Million Zugriffe feiern. Der 
Blog informiert regelmäßig und fast tagesaktuell über 
wichtige Dinge, die für gewerkschaftlich interessierte 
Beschäftigte bei Kirchen, Caritas und Diakonie relevant 
sind. Besonders aus dem katholischen Bereich bietet 
der Blog viel Insiderwissen und die Redakteure bewei-
sen nahezu täglich ihre intimen Kenntnisse der katho-
lischen Szene und Presse. Das gilt sogar für im engeren 
Sinne theologische Themen.

Aktuell stehen vor allem die Debatte um die Miss-
brauchsfälle in der katholischen Kirche, den Machtmiss-
brauch der kirchlichen Würdenträger, unterschiedliche 
Meinungen zu einer Reform der verkrusteten Struk-
turen und speziell um die Novellierung der so genann-
ten Grundordnung der Katholischen Kirche im Zen-
trum. Die Grundordnung regelt die Loyalitätspflichten 
der Beschäftigten, die Verpflichtung der kirchlichen Ar-
beitgeber auf die schmalbrüstige Mitarbeitervertre-
tungsordnung (MAVO) und auf die Anwendung des 
„Dritten Weges“ für Kirchen- und Caritasbeschäftigte, 
also die Setzung des individuellen Arbeitsrechts in so 

www.bund-verlag.de

Das Nachschlagewerk  
für die MAV der EKD

Deppisch / Jung / Schleitzer

Praxis der Mitarbeiter-
vertretung von A bis Z 
Das Lexikon für die Evangelische Kirche und Diakonie
5., überarbeitete und erweiterte Auflage
2020. 990 Seiten, gebunden inklusive Online-Zugriff 
auf alle Stichwörter und Arbeitshilfen
€ 58,–
ISBN 978-3-7663-6882-9

www.bund-verlag.de/6882

Das Lexikon informiert rasch und zuverlässig über die Aufgaben, Rechte und 
Handlungsmöglichkeiten der Interessenvertretungen der Evangelischen Kirche 
und Diakonie. In über 180 Stichwörtern findet der Leser leicht verständliche 
Antworten auf nahezu alle wichtigen Fragen der Mitarbeitervertretung. 

Im Vordergrund stehen die Neuregelungen im Mitarbeitervertretungsgesetz 
der EKD (MVG-EKD), das neue Datenschutzrecht, umfangreiche Neuregelungen 
im Schwerbehindertenrecht sowie aktuelle Urteile des Europäischen 
 Gerichtshofs (EuGH) und des Bundesarbeitsgerichts (BAG), insbesondere zur 
Auslegung des Selbstverwaltungsrechts der Kirchen.

Neu: Online-Zugriff auf alle Stichwörter und Arbeitshilfen 
plus Update-Newsletter.

200110_AZ_6882_160x100_sw+verdi-Rot_sw.indd   1 09.09.20   09:46

Das Nachschlagewerk
für die MAV der EKD
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Bezug auf Homosexualität. »Und wir fordern eine Än-
derung des diskriminierenden kirchlichen Arbeitsrechts 
einschließlich aller herabwürdigenden und ausgren-
zenden Formulierungen in der Grundordnung des 
kirchlichen Dienstes.«

Charlotte Hermann, die als Mitarbeitervertreterin in 
einer katholischen Einrichtung in Bayern aktiv ist, sieht 
das öffentliche Outing als »ganz wichtigen Impuls für 
die überfällige Weiterentwicklung des kirchlichen Ar-
beitsrechts«. Der Effekt sei schon jetzt zu spüren. »Die 
Aktion wirkt. Das zeigen die vielen positiven Reakti-
onen nicht nur der Kirchenbasis, sondern auch die An-
kündigung von Bischöfen und Generalvikaren, keine ar-
beitsrechtlichen Schritte gegen Beschäftigte wegen 
ihrer sexuellen Orientierung, ihres Beziehungslebens 
oder des Familienstandes einzuleiten – also die gel-
tenden Regelungen nicht mehr anzuwenden.« Es sei 
höchste Zeit, die Verquickung von dienstlichen mit pri-
vaten Angelegenheiten in der kirchlichen Grundord-
nung zu beenden. »Das Damoklesschwert der Loyali-
tätsobliegenheiten, das permanent über den 

Auf ihrer Station fühlt sich Silvia K. wohl. Schon seit 
ihrer Ausbildung arbeitet die Gesundheits- und Kran-
kenpflegerin in einem katholischen Krankenhaus in K. – 
und das sehr gerne. »In meinem Team wissen alle 
schon lange, dass ich mit einer Frau zusammenlebe. 
Das war nie ein Thema«, sagt die 33-Jährige. Doch ge-
genüber der Pflegedienstleitung war sie immer darauf 
bedacht, sich nicht zu verraten. Selbst in ihrer Freizeit, 
wenn sie mit ihrer Partnerin am Rhein Hand in Hand 
spazieren ging, machte sie sich Sorgen, sie könnten ge-
sehen werden. Denn auch im Jahr 2022 noch kann Ho-
mosexualität in katholischen Einrichtungen ein Kündi-
gungsgrund sein.

»Die Aktion wirkt«
Silvia K. und 124 andere nicht-heterosexuelle Beschäf-
tigte wollen das nicht länger hinnehmen. Unter dem 
Motto #OutInChurch haben sie sich in einer spektaku-
lären Aktion öffentlich geoutet. Gemeinsam fordern sie 
in einem Manifest unter anderem »eine Korrektur men-
schenfeindlicher lehramtlicher Aussagen« der Kirche in 

Wie Gott uns schuf

Coming Out in der Katholischen Kirche

wenn ich in Kirchendingen up-to-date sein und ab und 
zu auch einmal schmunzeln will. Für die geneigten 
Leser*innen des ver.di-Kircheninfos: Lasst Euch vom 
Namen des Caritas-blog nicht in die Irre führen, denn 
es geht keineswegs nur um Themen aus dem katho-
lischen Bereich – auch Beschäftigte der Diakonie sind 

bestens informiert, wenn sie den Blog zur Kenntnis 
nehmen! Liebe Macher des Blog: Bringt weiter Licht ins 
Dunkel des Kirchenbereichs und vielen Dank für Eure 
tolle Arbeit!
https://caritas-verdi.blogspot.com/ 

Herbert Deppisch



25Kirchen .info Nr. 39 · Mai 2022

Menschenrechte nicht mit Füßen treten.« Der Gesetz-
geber sei gefordert, dies klarzustellen und die Ausnah-
meregelung in Paragraf 9 des AGG zu streichen.

Sonderweg nicht zeitgemäß
»Der Sonderweg, den die Kirchen für sich reklamieren, 
ist längst nicht mehr zeitgemäß – ob bei den individu-
ellen oder kollektiven Arbeitsrechten«, sagt der Ge-
werkschafter. Die Kirchen und ihre Wohlfahrtsverbände 
Caritas und Diakonie lehnen es in weiten Teilen immer 
noch ab, mit ver.di auf Augenhöhe über Tarifverträge 
zu verhandeln. Stattdessen werden Bezahlung und Ar-
beitsbedingungen für die Mehrheit der insgesamt rund 
1,8 Millionen Beschäftigten hinter verschlossenen Türen 
in kircheninternen Arbeitsrechtlichen Kommissionen 
festgelegt. Auch in der betrieblichen Interessenvertre-
tung sind Kirchenbeschäftigte gegenüber ihren 
Kolleg*innen in konfessionsfreien Einrichtungen 
schlechter gestellt. »Die Privilegien der Kirchen bei der 
Benachteiligung ihrer Beschäftigten gehören abge-
schafft«, fordert Gembus. »SPD, Grüne und FDP haben 
im Koalitionsvertrag vereinbart, diese auf den Prüfstand 
zu stellen – gut so!«

Für die Krankenpflegerin Silvia K. steht ebenfalls 
fest: »Alle weltlichen Gesetze müssen auch für die Kir-
chen und ihre Beschäftigten gelten.« Mit ihrer Beteili-
gung an der #OutInChurch-Initiative will sie auch ande-
ren Mut machen, sich gegen Diskriminierung zu 
wehren. Von der Klinikleitung gab es bislang keine Re-
aktion auf das öffentliche Coming-out. »Aber viele Kol-
leginnen und Kollegen haben es mitbekommen und 
gesagt, dass sie es super und mutig finden. Das ist ein 
schönes Gefühl.«

Die 33-Jährige will sich nicht länger verstecken. 
Wenn ihr Arbeitgeber tatsächlich arbeitsrechtliche 
Schritte gegen sie einleiten sollte, ist sie sich der Unter-
stützung ihrer Kolleg*innen sicher. »Mein Team steht 
hinter mir. Wenn sie mich kündigen würden, würden si-
cher viele sagen: Bei einem Arbeitgeber, der so etwas 
tut, möchte ich nicht länger arbeiten.«

Daniel Behruzi

Betroffenen hängt und sie belastet, gehört weg«, be-
tont die Mitarbeitervertreterin. »Die 125 Kolleg*innen 
haben mit ihrer bewundernswerten Initiative viel in Be-
wegung gesetzt. Sie erweisen uns allen und auch der 
Kirche selbst einen großen Dienst.«

Auch für Mario Gembus, der bei ver.di für kirchliche 
Betriebe zuständig ist, ist das Outing »eine mutige und 
wirklich tolle Aktion«. Traurig sei allenfalls, dass der 
Schutz der großen Gruppe überhaupt nötig ist. »Diskri-
minierung hat nirgendwo einen Platz – auch nicht in 
der Kirche.« Juristisch beruft sich die Kirchenspitze auf 
ihr grundgesetzlich verbrieftes »Selbstordnungs- und 
Selbstverwaltungsrecht« und auf eine Ausnahmerege-
lung für Religionsgemeinschaften im Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG). Nicht nur gleichge-
schlechtliche Lebenspartnerschaften, auch Wiederver-
heiratung oder Kirchenaustritt können demnach als 
Kündigungsgründe herhalten. »Das ist nicht nur mora-
lisch nicht haltbar, sondern auch rechtlich mittlerweile 
fragwürdig«, meint Gembus. »Kirchliche Betriebe sind 
kein rechtsfreier Raum, auch sie dürfen Grund- und 

Aktualisiert

Praxisleitfaden für Mitarbeitervertretungen  
in Diakonie und Evangelischer Kirche

Die überarbeitete Fassung »Leitfaden für Mitarbeiter-
vertretungen in der Evangelischen Kirche und der Dia-
konie« von ver.di bringt alle wichtigen Inhalte rund um 
die Arbeit von Mitarbeitervertretungen genau auf den 
Punkt. Von Neuwahlen über Beteiligung, Beschlüsse, 
Rechte und Sitzung einer Mitarbeitervertretung bis hin 

zur Erläuterung und das Verfahren in Einigungsstellen, 
findet man alles in diesem Leitfaden, was gute MAV-
Arbeit ausmacht.

Die Broschüre ist übersichtlich und strukturiert ge-
gliedert und hat eine einfach verständliche Ausdrucks-
weise. Gerade Mitarbeiter*innen, die neu ins Gremium 

Urheber: Tom Körner
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stern«, begründete Marienhaus-Chef Jochen Meister 
die geplante Fusion. Soll heißen: Auf dem hart um-
kämpften Markt ist Größe ein entscheidender Wettbe-
werbsvorteil: Große Unternehmen können strategisch 
investieren, billiger einkaufen und »Synergien« heben, 
also die Kosten zu senken. Letzteres geht oft zulasten 
der Beschäftigten, deren Arbeitsplätze zum Beispiel 
durch die Zentralisierung von Leistungen zur Disposition 
gestellt werden. Was genau der Zusammenschluss für 
die Kolleginnen und Kollegen bedeutet, ist noch unklar. 
Sicher ist aber, dass sich der Konkurrenzdruck für 
kleinere öffentliche und freigemeinnützige Einrich-
tungen weiter erhöhen wird.

Daniel Behruzi

gewählt worden sind, unterstützt dieser Leitfaden un-
gemein im ersten Jahr, sich in die verschiedenen The-
mengebiete einzuarbeiten. Aber auch langjährige MAV-
Mitglieder können davon profitieren und haben auch 
hier die Möglichkeit, ihr Wissen immer wieder aufzufri-
schen und es als Nachschlagewerk zu nutzen.

Deutlich wird auch, dass die Autoren sich intensive 
Gedanken darum gemacht haben, wie ver.di und Mitar-
beitervertretungen von Diakonie und Evangelischer Kir-
che in Zukunft noch besser zusammenarbeiten können, 
um die Interessen der Beschäftigten gemeinsam wirk-
sam zu vertreten. Um das greifbar zu machen, wurde 
ein neues Kapitel zur Zusammenarbeit zwischen MAV 
und Gewerkschaft aufgenommen. In diesem Zusam-
menhang geben die Autoren auch wichtige Denkanstö-
ße, dass die eigene Haltung bzw. Arbeit als MAV nicht 
ausschließlich dem Stellvertreterprinzip folgen sollte. 
Vielmehr geht es darum, gemeinsam mit den Mitarbei-
ter*innen im Betrieb Themen voranzubringen. Das setzt 
allerdings ihre Einbeziehung voraus, und das zu organi-
sieren, ist auch Aufgabe der MAV. Außerdem enthält 
der Leitfaden neben wertvollen Tipps auch nützliche 
Arbeitshilfen und wichtige Literatur für die MAV-Arbeit. 
Besonders ausführlich ist auch das Verfahren rund um 
das Thema Einigungsstelle beschrieben und wie Mitar-
beitervertretungen es umsetzen können.

Nach meiner Auffassung sollten alle Kolleg*innen in 
den Mitarbeitervertretungen diesen Leitfaden zur Hand 
haben, weil er dazu beiträgt, die Arbeit innerhalb des 
Gremiums zu verbessern und er klarer werden lässt, 
worum es in unserer täglichen MAV-Arbeit letztendlich 
geht. Oft habe ich das Gefühl, dass einige Mitarbeiter-
vertretungen sich nicht bewusst sind, welche Verant-
wortung sie tragen, für wen sie einstehen und für wen 

Gesundheit, 
Soziale Dienste, Bildung 
und Wissenschaft

Leitfaden für
Mitarbeitervertretungen
In Evangelischer Kirche und Diakonie

V03-22-078 Leitfaden Mitarbeitervertretung_Titel-02.indd   1 07.04.22   05:14

Die Unternehmenskonzentration auf dem sogenannten 
Gesundheitsmarkt macht auch vor konfessionellen Trä-
gern nicht halt. Die beiden katholischen Stiftungen Ma-
rienhaus und St. Franziskus verkündeten am 9. März, 
ihr operatives Geschäft fusionieren zu wollen. Wird der 
Plan umgesetzt, entsteht ein katholischer Riesen-Kon-
zern mit fast zwei Milliarden Euro Umsatz und mehr als 
27.000 Beschäftigten. Er würde insgesamt mehr als 
100 Gesundheitseinrichtungen betreiben und wäre laut 
Handelsblatt Deutschlands viertgrößter Krankenhausbe-
treiber, hinter den kommerziellen Konzernen Helios/
Fresenius, Asklepios und Sana. 

»Eine kritische Größe ist in der Krankenhausbranche 
wichtig, um die Herausforderungen langfristig zu mei-

Unternehmenskonzentration auf dem »Gesundheitsmarkt«

Katholischer Riesen-Konzern entsteht

sie die Interessen vertreten. Die Richtschnur sollte je-
doch immer das Ziel sein, die Interessen der Mitarbei-
ter*innen aus der evangelischen Kirche und der Diako-
nie bestmöglich zu vertreten und deren Arbeitsbedin- 
gungen kontinuierlich zu verbessern.

Tobias Warjes
Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaften  

der Mitarbeitervertretungen Diakonie  
Niedersachsen
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Datum Ort Titel

20.06. – 
22.06.2022

Bielefeld- 
Sennestadt

Die Umsetzung des Pflegeberufegesetzes (PflBG) im Betrieb 

Rechtliche Rahmenbedingungen und deren Anwendung in der 
praktischen Ausbildung

04.07. – 
06.07.2022

Saalfeld Gefährdungen erkennen – Gefährdungen beseitigen 
Gefährdungsbeurteilung (Grundlagen)

18.07. – 
20.07.2022

Gladenbach Frauen (nicht nur) als Vorsitzende der gesetzlichen Interessenvertretung

31.08. – 
02.09.2022

Mosbach Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 1) 

Arbeitszeitrecht und Grundlagen der Arbeitszeitgestaltung

07.09. – 
09.09.2022

Walsrode Aufsichtspflicht und Haftungsrecht für die betriebliche 
Interessenvertretung in Kindertagesstätten und in der Jugendhilfe 

Rechtliche Möglichkeiten zur Absicherung der Beschäftigten

12.09. – 
16.09.2022

Gladenbach Schichtplan-Fibel extra 

Pausen als Hebel zur Entlastung

14.09. – 
16.09.2022

Walsrode Das Einigungsstellenverfahren nach Mitarbeitervertretungsgesetz 

Neue Möglichkeiten der Mitbestimmung im Betrieb erfolgreich nutzen

21.09. – 
23.09.2022

Berlin-Wannsee Arbeit in der Behindertenhilfe gesund gestalten 

Betriebliche Gestaltung veränderter Arbeitsbedingungen in der 
Behindertenhilfe

05.10. – 
07.10.2022

Mosbach Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 2) 

Organisation und Verfahren der Dienstplanprüfung im Sozial- und 
Gesundheitswesen

19.10. – 
21.10.2022

Bielefeld- 
Sennestadt

Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 3) 

Rechtliche und betriebliche Durchsetzung der Mitbestimmung

09.11. – 
11.11.2022

Bielefeld- 
Sennestadt

Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 4) 

Workshop: Gute Arbeitszeit- und Dienstpläne unter Beteiligung der 
Belegschaft durchsetzen

16.11. – 
18.11.2022

Gladenbach Weniger Belastung durch mehr Mitbestimmung 

Was kann die betriebliche Interessenvertretung in Krankenhäusern tun, 
um eine Entlastung der Beschäftigten durchzusetzen?

19.12. – 
21.12.2022

Gladenbach
Schichtplan-Fibel extra 

Konferenz zur Umsetzung der aktuellen Rechtsprechung in die 
betriebliche Schichtplanung

Bildungsangebote für MAVen
Weitere Informationen bei Gabriele Hetkamp hetkamp@hs.verdi-bub.de 
oder Telefon 069 25 78 24 26 – verdi-bub.de/geso



Kolleg*innen von Caritas und Diakonie im Protest vereint in Augsburg am 8. März (oben) 
und Stuttgart am 6. April (unten)                                                                          Foto privat (oben), Susanne Haase (unten)


